Gesellschafter-Geschäftsführer im Steuerrecht


Überblick

Das Zivilrecht behandelt die Kapitalgesellschaft und ihren Gesellschafter jeweils als eigenständige Rechts- und Vermögenssubjekte. Das Steuerrecht folgt den Wertungen des Zivilrechts. Die Kapitalgesellschaft und der dahinterstehende Gesellschafter sind jeweils selbstständige Steuersubjekte. Daher sind schuldrechtliche Leistungsbeziehungen (z.B. Arbeits- oder Dienstverträge, Darlehensverträge, Miet- und Pachtverträge) zwischen der Kapitalgesellschaft und dem Gesellschafter grundsätzlich steuerlich anzuerkennen.

Hierbei gibt es, insbesondere bei beherrschenden Gesellschafter-Geschäftsführern, jedoch einige Besonderheiten zu beachten, die zu erheblichen Problemen mit den Finanzbehörden führen können, wenn solche Verträge Fehler aufweisen. Der Grund ist darin zu sehen, dass ein beherrschender Gesellschafter wegen fehlender Interessengegensätze Verträge mit der Gesellschaft zu seinen Gunsten gestalten kann. Steuerlich ist daher zu prüfen, ob die Vereinbarung ganz oder teilweise durch das Gesellschaftsverhältnis veranlasst ist.

Vergütungen an einen Gesellschafter aus Verträgen zwischen Gesellschafter und Gesellschaft für Arbeitsleistung, Darlehenszinsen oder Miet- und Pachtaufwendungen stellen auf Basis rechtswirksamer Verträge grundsätzlich Betriebsausgaben bei der Kapitalgesellschaft dar und führen zu Einkünften aus nichtselbständiger Arbeit, Gewerbebetrieb etc. bei dem Gesellschafter. Sind Verträge jedoch steuerlich nicht anzuerkennen, so liegen bei der Kapitalgesellschaft keine Betriebsausgaben vor. Der Gewinn darf sich dadurch also nicht vermindern. Stattdessen wird das gezahlte Entgelt als Gewinnausschüttung an den Gesellschafter angesehen. Dies nennt man eine verdeckte Gewinnausschüttung.

Gesellschafter-Geschäftsführer als Angestellter der Gesellschaft

Der Gesellschafter als Geschäftsführer der Kapitalgesellschaft ist steuerrechtlich als Arbeitnehmer einzustufen. Sozialversicherungsrechtlich wird der Gesellschafter, wenn er Mehrheits- oder Alleingesellschafter ist, als Unternehmer und nicht als Arbeitnehmer eingestuft. Daher besteht in diesen Fällen Sozialversicherungsfreiheit in allen Versicherungszweigen.

Aus der Konstellation, dass der Gesellschafter einerseits eine Kontrollfunktion über die Gesellschafterversammlung und andererseits die Leitung des Unternehmens als Geschäftsführer innehat, können sich Probleme ergeben, insbesondere wenn der Gesellschafter-Geschäftsführer in dieser Doppelfunktion Verträge mit sich selbst schließt.

Vertragliche Regelungen

Obwohl grundsätzlich Formfreiheit für Verträge besteht, sollten Verträge zwischen der Gesellschaft und dem Gesellschafter-Geschäftsführer grundsätzlich schriftlich geschlossen werden. Dies empfiehlt sich aus Gründen der Rechtssicherheit und der Nachweismöglichkeit gegenüber dem Finanzamt.

Verträge mit dem Geschäftsführer schließt grundsätzlich die Gesellschafterversammlung der Kapitalgesellschaft. Beschließt diese, einen Gesellschafter zum Geschäftsführer zu machen, ist für die Wirksamkeit eine Befreiung vom Selbstkontrahierungsverbot (§ 181 BGB) erforderlich. Die Befreiung wird von der Gesellschafterversammlung erteilt und ist im Handelsregister einzutragen. Eine Befreiung im Anstellungsvertrag allein reicht nicht aus. Bei einer Einmann-GmbH muss die Befreiung bereits im Gesellschaftsvertrag geregelt sein und auch im Handelsregister eingetragen werden.

Bei der Schließung solcher Verträge müssen gewisse Dinge beachtet werden. So sind ggf. Wettbewerbsverbote zu beachten, die Verträge müssen einem Fremdvergleich (wie bei einem fremden Dritten) standhalten, und schließlich müssen Vergütungen der Höhe nach in einem üblichen Rahmen liegen.

Beherrschender Gesellschafter-Geschäftsführer

Beherrscht ein Gesellschafter die Kapitalgesellschaft, unterliegen die o.g. Ausführungen strengeren Regeln. Ein Gesellschafter ist grundsätzlich beherrschend, wenn er mehr als 50% der Anteile/Stimmrechte besitzt. Ein Einzelfällen können Gesellschafter auch bei weniger als 50% beherrschend sein.

Bei Verträgen mit beherrschenden Gesellschafter-Geschäftsführern ist u.a. folgendes zu beachten:

1. Regelungen müssen klar und eindeutig vereinbart werden

2. Vereinbarungen dürfen nicht rückwirkend getroffen werden

3. Tatsächliche Umsetzung entsprechend der Vereinbarung

Klare und eindeutige Vereinbarungen

Vereinbarungen mit beherrschenden Gesellschaftern müssen, um steuerlich wirksam zu sein, im Vorhinein klar und eindeutig getroffen sein. Ohne eine klare und eindeutige Vereinbarung kann eine Gegenleistung nicht als schuldrechtlich begründet angesehen werden. Das gilt selbst dann, wenn ein Vergütungsanspruch aufgrund gesetzlicher Regelung bestehen sollte, wie z.B. bei einer Arbeitsleistung (§ 612 BGB) oder einer Darlehensgewährung nach Handelsrecht (§§ 352, 354 HGB).

Eine verdeckte Gewinnausschüttung kommt bei beherrschenden Gesellschaftern in Betracht, wenn nicht von vornherein klar und eindeutig bestimmt ist, ob und in welcher Höhe - einerlei ob laufend oder einmalig - ein Entgelt gezahlt werden soll. Auch eine getroffene Vereinbarung über Sondervergütungen muss zumindest erkennen lassen, nach welcher Bemessungsgrundlage (Prozentsätze, Zuschläge, Höchst- und Mindestbeträge) die Vergütung errechnet werden soll. Es muss ausgeschlossen sein, dass bei der Berechnung der Vergütung ein Spielraum verbleibt; die Berechnungsgrundlagen müssen so bestimmt sein, dass allein durch Rechenvorgänge die Höhe der Vergütung ermittelt werden kann, ohne dass es noch der Ausübung irgendwelcher Ermessensakte seitens der Geschäftsführung oder Gesellschafterversammlung bedarf.

Rückwirkende Vereinbarungen

Rückwirkende Vereinbarungen zwischen der Gesellschaft und dem beherrschenden Gesellschafter sind steuerrechtlich unbeachtlich.

Tatsächliche Umsetzung

Neben der wirksamen, klaren und eindeutigen Vereinbarung von Verträgen mit dem Gesellschafter-Geschäftsführer müssen diese selbstverständlich auch entsprechend der Vereinbarung durchgeführt werden.

Wurde z.B. eine monatliche Gehaltszahlung vereinbart, führen Verspätungen oder Aussetzungen der Gehaltsauszahlungen, oder die willkürliche Änderung der Höhe des Gehalts zu Problemen mit der steuerlichen Anerkennung des Vertrags.

Nahestehende Personen

Zur Begründung des "Nahe Stehens" reicht jede Beziehung eines Gesellschafters der Kapitalgesellschaft zu einer anderen Person aus, die den Schluss zulässt, sie habe eine Vorteilszuwendung der Kapitalgesellschaft an die andere Person beeinflusst. Ehegatten können als nahe stehende Personen angesehen werden. Beziehungen, die ein Nahestehen begründen, können familienrechtlicher, gesellschaftsrechtlicher, schuldrechtlicher oder auch rein tatsächlicher Art sein. Zum Kreis der dem Gesellschafter nahe stehenden Personen zählen sowohl natürliche als auch juristische Personen, unter Umständen auch Personenhandelsgesellschaften.

Für nahestehende Personen gelten die gleichen erhöhten Anforderungen wie bei Verträgen mit dem Gesellschafter-Geschäftsführer selbst.

Verträge

Die o.g. Ausführungen gelten grundsätzlich für alle Verträge, die die Gesellschaft mit dem Gesellschafter-Geschäftsführer schließt, bspw. Anstellungsverträge, Darlehensverträge, Mietverträge etc.

Am bedeutendsten ist sicherlich der Anstellungsvertrag mit dem Gesellschafter. Gerade in diesem Bereich kommt es immer wieder zu Fehlern, die dann zu Meinungsverschiedenheiten mit dem Finanzamt führen können.

HINWEIS:

Dieses Dokument dient lediglich der Verschaffung eines groben Überblicks über das dargestellte Thema. Es kann eine einzelfallbezogene Beratung nicht ersetzen.
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